Zusammenfassung 
der Gesetzesfolgenabschätzung für die

Gesetzentwürfe zur Umsetzung der Verwaltungsmodernisierung

Ziel der Gesetzentwürfe ist es, zur Modernisierung der Verwaltung in Niedersachsen und zur Konsolidierung der Finanzen des Landes beizutragen. Die Bezirksregierungen sollen aufgelöst werden und der weitgehend dreistufige Verwaltungsaufbau durch eine grundsätzlich zweistufige Aufbauorganisation ersetzt werden. Ihre gesetzlich verankerten Aufgaben sollen auf andere Stellen übertragen werden, soweit sie nicht wegfallen. Die Gesetzesfolgenabschätzung (GFA) erstreckt sich einerseits auf die Artikelgesetze, die sich mit der Auflösung der Bezirksregierungen befassen. Sie schließt aber auch die Aufgaben ein, die Gegenstand der Reform waren und für deren Umsetzung keine Gesetzesänderungen benötigt werden. Für Gesetzesentwürfe, die zu einem anderen Zeitpunkt Reformergebnisse aufgegriffen haben oder aufgreifen, werden gesonderte GFA erstellt. Das sind u. a. die Aufgaben Polizei, Landesbetrieb für Straßenbau und Verkehr, Hafenämter, die dem MU nachgeordneten Bereiche, das Landesamt für Statistik und der Bereich des MJ.
1. Wirksamkeitsprüfung

Ausgangspunkt für die Abschaffung der Bezirksregierungen ist die Regierungserklärung des Ministerpräsidenten vor dem niedersächsischen Landtag am 4. März 2003. Dort sind die Eckpunkte für eine Verwaltungsmodernisierung festgelegt worden. Danach sind

· die Bezirksregierungen abzuschaffen,

· 6.000 Stellen entbehrlich zu machen und 

· eine die ganze Landesverwaltung einbeziehende Verwaltungsreform durchzuführen.

Auf der Grundlage dieser Zielvorgaben ist die Reform eingeleitet worden. Mit der Reform sollen, ausgehend von den Hauptzielen, weitere Ziele verwirklicht werden:

· Das Land soll sich auf seine Kernaufgaben konzentrieren.

· Die Mittelinstanz ist mit dem Ziel der Zweistufigkeit zu ordnen.

· Die Personalkosten sind zu senken, die Gesamtausgaben sind zu reduzieren.

· Die kommunale Selbstverwaltung und der ländliche Raum sind zu stärken.

· Die Reform ist sozialverträglich durchzuführen.

Bedarfsprüfung, Notwendigkeit der Regelungen

Nach Artikel 56 Abs. 2 NV bedürfen der allgemeine Aufbau und die räumliche Gliederung der allgemeinen Landesverwaltung eines Gesetzes. Die Abschaffung der Bezirksregierungen und die Zuordnung deren Aufgaben auf neue Behörden kann daher nur durch Gesetz erfolgen. Alternative Instrumente zur Abschaffung der Bezirksregierungen bestehen nicht. Die Artikelgesetze der Ressorts sind zwingend notwendig.

Prüfung der wirksamen Erreichung der Regelungsziele

Auf der Grundlage der vorgegeben Ziele sind Leitlinien der Reform formuliert worden, die den Reformprozess gestaltet haben. Der dreistufige organisatorische Aufbau der Landesverwaltung wird künftig durch einen weitgehend zweistufigen Verwaltungsaufbau ersetzt.  Dieser zweistufige Verwaltungsaufbau beseitigt unnötige Doppelstrukturen, führt zu einer strafferen Behördenstruktur, reduziert den Ressourceneinsatz im Bereich der Aufsicht und erschließt Synergieeffekte durch Kompetenzenbündelung. Das Ziel, die Bezirksregierungen abzuschaffen, wird durch die Artikelgesetze erreicht. 
Darstellung von Alternativen
Mit den Zielen, die Bezirksregierungen abzuschaffen und eine weitgehende Zweistufigkeit der Verwaltungsorganisation herzustellen, ist der Weg für die Umsetzung vorgegeben worden. Organisationsmodelle, wie sie derzeit andere Bundesländer anstreben oder bereits umgesetzt haben, z.B. Baden-Württemberg (Kommunalisierung der unteren Landesbehörden, Integration von Sonderbehörden in die Regierungspräsidien), Sachsen-Anhalt (Auflösung der Regierungspräsidien und Errichtung eines Landesverwaltungsamtes), Rheinland-Pfalz (Auflösung der Bezirksregierungen und Errichtung von Genehmigungs- und Aufsichtsdirektionen) scheiden auf Grund unterschiedlicher Verhältnisse und Voraussetzungen in den anderen Bundesländern aus. 

2. Finanzfolgenabschätzung

Nach Durchführung der Verwaltungsmodernisierung in den benannten Aufgabenbereichen wird der Landeshaushalt dauerhaft jährlich um 422 Mio. € Personalkosten entlastet. Dem stehen aber dauerhafte Kosten durch Aufgabenverlagerung in die Kommunen, zu Privaten, zu Dritten und sonstige Kosten in Höhe von insgesamt 62 Mio. € gegenüber, so das ein Gesamteinsparpotential von 360 Mio. € verbleibt.

Grundlage für diese Berechnungen sind die Projektberichte und –ergebnisse bzw. die nachträglich gemeldeten Änderungen durch die Ressorts. Stichtag für die Auswertung ist der 01.06.2004. In den Projekten zur Verwaltungsmodernisierung wurden die entbehrlichen Stellen der Landesverwaltung ermittelt. Eine Unterscheidung nach Dienstposten oder Tarifgruppen wurde dabei nicht vorgenommen. Zur Abschätzung des mit diesen Stellen verbundenen Finanzvolumens wurde ein Durchschnittswert über alle Stellen und Kapitel der Landesverwaltung gebildet. Das weitere Rechenverfahren zur Ermittlung der Personalkosten basiert auf dem Runderlass des Finanzministeriums vom 13.10.2003.

Wegen der Zielvorgabe, die Reformen sozialverträglich durchzuführen, werden die Entlastungen nicht unmittelbar in voller Höhe, d. h. ab 2005 wirksam werden.

Entscheidenden Einfluss auf den Zeitpunkt der vollständigen Umsetzung hat der Abbau der entbehrlichen Stellen (kw-Stellen).
Der Abbau dieser Stellen wird einerseits nur im Rahmen der natürlichen Abgänge, wie Ausscheiden aus Altersgründen, Versetzung, Krankheit erfolgen können. Wenn allerdings der Abbau in einem kurzen Zeitrahmen von fünf Jahren, wie in dieser Finanzfolgenabschätzung zugrunde gelegt, vollzogen werden soll, sind flankierende Maßnahmen dringend erforderlich, wie die Aufrechterhaltung des Einstellungsstopps während des gesamten Zeitraums, die Optimierung der Job-Börse durch individuelle Benennung des zu vermittelnden Personals, sowie die weiteren Möglichkeiten, z. B. Versetzungen, Nutzung des §109 NBG.

Die Landesregierung beabsichtigt, die kw-Stellen in einem Zeitraum von fünf Jahren abzubauen. Ergänzend zu den Personalkosten wurden in die Finanzfolgenabschätzung Sachkosten wie Umzugskosten, Trennungsgelder, Baumaßnahmen und besonderer Investitionen, soweit sie konkretisierbar sind, einbezogen.

Bei einer Verteilung des Abbaus der kw-Stellen auf fünf Jahre werden folgende Einsparungen erzielt:
Abbau kw-Stellen in 5 Jahren



---------------------------------------


2005
-   36,5 Mio. €
      

2006

- 107,5 Mio. €





2007

- 179,2 Mio. €





2008

- 250,2 Mio. €




2009

- 321,1 Mio. €





2010

- 356,2 Mio. €





2011

- 357,1 Mio. €





2012

- 357,9 Mio. €





2013

- 358,8 Mio. €





2014
- 359,6 Mio. €
 

2015
- 360,5 Mio. €


Bei diesen Zahlen handelt es sich um eine Globalbetrachtung des Haushalts über alle Ressorts. Sie lassen sich analog für die einzelnen Ressorts berechnen. Für die konkrete Umsetzung in die Einzelpläne des Haushalts sind die entsprechenden kapitelspezifischen Durchschnittswerte heranzuziehen.
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